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Gemeinsamer Bundesausschuss:            
Standardisiertes Hautkrebs-Screening wird  
flächendeckend GKV-Leistung  
 
 
Siegburg/Berlin, 16. November 2007 – Die standardisierte Früherken-
nungsuntersuchung auf Hautkrebs wird künftig von allen gesetzlichen Kran-
kenkassen für Versicherte ab dem Alter von 35 Jahren im Zwei-Jahres-
Rhythmus übernommen. Einen entsprechenden Beschluss fasste der Gemein-
same Bundesausschuss (G-BA) am Donnerstag in Siegburg. 

„Mit dieser Entscheidung trägt der G-BA der Tatsache Rechnung, dass Haut-
krebs in einem frühen Stadium behandelt und dann auch häufig geheilt wer-
den kann. Davon sollen möglichst viele Patientinnen und Patienten profitie-
ren“, sagte der unparteiische Vorsitzende des G-BA, Dr. Rainer Hess. „Da es 
bisher keine gesicherten wissenschaftlichen Daten zu der Fragestellung gab, 
ob eine Ganzkörperuntersuchung der Haut zu einer Verminderung von Erkran-
kungen und Todesfällen führt, mussten zunächst die Ergebnisse aus dem Pro-
jekt ‚Hautkrebs-Screening in Schleswig-Holstein’ ausgewertet werden. Spä-
testens nach fünf Jahren wird der G-BA den Erfolg des Hautkrebs-Screenings 
überprüfen.“ 

Die Früherkennungsuntersuchung auf Hautkrebs kann nach entsprechender 
Fortbildung von Dermatologen (Hautärzten) und hausärztlich tätigen Fachärz-
ten für Allgemeinmedizin, Internisten und Praktischen Ärzten vorgenommen 
werden. Wenn ein Verdacht auf Hautkrebs besteht, wird dieser immer durch 
einen Dermatologen abgeklärt, zunächst durch die visuelle Untersuchung und 
gegebenenfalls durch eine erforderliche Gewebeentnahme. 

Jährlich erkranken in Deutschland etwa 120 000 Menschen an verschiedenen 
Formen von Hautkrebs. An dem sogenannten malignen Melanom, einer be-
sonders gefährlichen Krebserkrankung, sterben in Deutschland circa 2000 
Menschen pro Jahr. 

Der Beschluss des G-BA wird dem Bundesministerium für Gesundheit zur Prüfung 
vorgelegt und tritt nach erfolgter Nichtbeanstandung und Bekanntmachung im 
Bundesanzeiger in Kraft. Beschlusstext sowie Beschlusserläuterung werden in 
Kürze auf folgender Seite im Internet veröffentlicht: 
http://www.g-ba.de/informationen/beschluesse/. 
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Der Vorsitzende 
 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbstverwal-
tung der Ärzte, Zahnärzte, Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt 
in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 70 Millionen 
Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen 
werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA ist das fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament durch 
Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die konkrete Umset-
zung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher 
Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den aktuellen Stand der medizinischen Erkenntnisse und 
untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Notwendigkeit und die Wirt-
schaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige 
Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären 
Versorgung.  

Weitere Informationen finden Sie unter http://www.g-ba.de . 

http://www.g-ba.de

